
A Z  FL-9494 Schaan 110. Jahrgang Nr. 67 Freitag, 25. März 1988 

gfechfenfteinCTl̂ oih$bM 
Erscheint Montag, Dienstag, Mittwoch, Donnerstag, Freitag und Samstag • Jeden Donnerstag Grossauflage • Amtliches Publikationsorgan • Tel. (075) 2 42 42 • Einzelpreis: 60 Rp. 

AKTUELL 
Polnischer Studentenverband 
verboten 

Der polnische unabhängige Stu­
dentenverband bleibt verboten. A m  
Mittwoch ist in Oppositionskreisen 
in Warschau bekanntgeworden, die 
Stadtverwaltung Warschaus habe 
eine Wiederzulassung abgelehnt. E r  
ist mit de r  Einführung des Kriegs­
rechtes verboten worden. 

PLO-Entscheidung der USA 
bedauert 

Die Vollversammlung der U N O  
hat am Mittwoch mit grosser Mehr­
heit die Schliessung des PLO-Büros 
in New York bedauert. Die USA 
sind aufgefordert worden, ihren in­
ternationalen Verpflichtungen 
nachzukommen. Eine entsprechen­
de Erschliessung ist mit 148 gegen 
2 Stimmen, jenen der U S A  und Is­
rael, angenommen worden. Auch 
bekannte politische amerikanische 
Persönlichkeiten haben die Schlies­
sung des Palästinenserbüros be­
dauert. 

Verstärkte Sicherheit für VIPs 
in New Delhi 

In New Delhi sind die Sicher-
heitsmassnahmen für VIPs verstärkt 
worden. Dies geschah nach dem 
Raketenbeschuss eines Polizei-
Hauptquartiers im Punjab. Die Po­
lizei in de r  indischen Hauptstadt ist 
in höchste Alarmbereitschaft ver­
setzt worden. 

Maos Witwe in ärztlicher 
Behandlung 

Jiang Qing, die Witwe Maos und 
Anführerin der Viererbande, leidet 
an «Alterskrankheiten» und wird im 
Zuchthaus ärztlich betreut. Das hat 
am Donnerstag der Sprecher des 

. Parlaments, Zent Tao, erklärt. Die 
74jährige Jiang Qing ist 1981 in 
einem Schauprozess zuni Tode ver­
urteilt, dann aber zu einer lebens­
langen Zuchthausstrafe begnadigt 
worden. 

Gespräche zwischen Manila 
und Moskau 

In Manila ist am Donnerstag ein 
Papier unterzeichnet worden, in 
welchem festgehalten wird, dass die 
UdSSR und die Philippinen regel­
mässig miteinander sprechen woll­
ten. Einmal im Jahr  sollen abwech­
selnd in Manila und in Moskau ge­
genseitige und internation'äle Fra­
gen erörtert werden. 

Hilfe für die Hilflosen und sozial Schwächeren 
Dem Landtag liegt ein FBP-Postulat über die Besserstellung im Sozialbereich vor 

Auch relativ engmaschine Sozialgeset­
ze können Lücken aufweisen, die viel­
leicht bei der Beratung und Verabschie­
dung eines Gesetzes noch nicht offen vor­
liegen. Die FBP hat in verschiedenen 
Veranstaltungen die Problematik unserer 
Sozialhilfe durchleuchtet und einige Män­
gel festgestellt. Diese Mängel sollen nun 
behoben werden. Die FBP-Fraktion hat 
dem Landtag ein Postulat mit verschiede­
nen Positionen vorgelegt, die zur Verbes­
serung der Lage unserer sozial Schwäche­
ren beitragen werden. 

Über die FBP-Vorschläge zur Besser­
stellung der Hilflosen und der alleinste­
henden Rentnerinnen und Rentner ha­
ben wir bereits in unserer Mittwoch-Aus­
gabe berichtet. Im folgenden stellen wir 
die FBP-Vorschläge vor, die sich mit der 
Pflege invalider Kinder, mit der Vergü­
tung von Reise- und Spitalkosten sowie 
mit Zahnstellungsanomalien befassen. 

Beiträge für häusliche Pflege 
Die Pflege des invaliden Kindes, vor 

allem des schwer behinderten Kindes da­
heim durch die Mutter erfordert nach 

Auffassung der FBP-Fraktion eine ge­
rechtere Honorierung durch die Gesell­
schaft. Das Invalidengesetz sieht zwar 
vor, dass die Betreuung hilfloser Minder­
jähriger, die das zweite Altersjahr zu­
rückgelegt haben, Pflegebeiträge gewährt 
werden. Die derzeitigen Tagessätze fallen 
nach Ansicht der FBP-Fraktion gerade in 
jenen Fällen, wo sie wirklich dringend 
benötigt werden, zu wenig ins Gewicht. 
Es ist daher, fordert die FBP-Fraktion in 
ihrem Vorstoss, zu prüfen, die Tagessätze 
für die Pflege solcher Kinder entspre­
chend anzupassen. 

Vergütung von Reisekosten 
Ein weiterer Vorstoss betrifft die Ver­

gütung von Reise- und Spitalkosten für 
Eltern, die im Zusammenhang mit einer 
längeren Spital- oder Anstaltspflege von 
invaliden Kindern entstehen. Heute be­
steht in der Invalidengesetzgebung noch 
kein Anspruch auf die Erstattung solcher 
Kosten, obwohl in der Praxis bereits Bei­
träge ausgerichtet werden. Der Mangel 
eines gesetzlichen Anspruches auf Vergü­
tung von Reisekosten wird nach der Be­

gründung der FBP-Fraktion als hart und 
unzulänglich empfunden, zumal gerade 
bei solchen Kindern häufige Besuche nö­
tig und heilungsfördernd seien. Die FBP-
Fraktion schlägt deshalb vor, grundsätz­
lich einen Anspruch auf Vergütung von 
Reisekosten der Eltern hilfloser Kinder, 
die sich in längerer Spital- oder Anstalts-
pflege.befinden, einzuführen. Ebenso soll 
überprüft werden, wie die Nächtigungs-
kosten für Mütter oder Väter im Spital 
abgegolten werden können. 

Behebung von ZahnsteUungsanomalien 
Ein letzter Punkt des FBP-Postulates 

betrifft die Zahnstellungsanomalien und 
deren Behebung. Oft werden solche 
Anomalien aus finanziellen Gründen 
nicht behoben, weshalb die FBP-Fraktion 
vorschlägt, die Voraussetzungen für die 
Übernahme der Kosten dieses Geburts­
gebrechens zu erleichtern. Vor allem ist 
nach Auffassung der FBP-Fraktion zu 
prüfen, ob die Kosten nicht anteilig zwi­
schen der IV, der Schulzahnpflege und 
den Eltern aufgeteilt werden könnten. 

(G.M.)  

Das Abfallgesetz steht vor der Verabschiedung 
Der Landtag wird sich im Detail mit dem neuen Abfallgesetz befassen und verabschieden 

Die fachgerechte Entsorgung der Ab­
falle und vor allem die Vermeidung von 
Abfällen gewinnt heute immer mehr an 
Bedeutung. Die gesetzlichen Grundlagen 
genügen in unserem Land nicht mehr, 
weshalb die Regierung dem Landtag 
einen Entwurf zu einem neuen Abfallge­
setz unterbreitete. Der Landtag befasste 
sich vor Weihnachten noch in erster Le­
sung mit der Vorlage und wird sich im 
Detail nochmals an der ersten Arbeitssit­
zung nach Ostern damit auseinanderset­
zen. Der Landtag dürfte nach der breiten 
Zustimmung, die das Gesetz während der 
Eintretensdebatte fand, es voraussicht­
lich mit geringen Änderungen verab­
schieden. 

Die Regierung hat in ihrem Bericht an 
den Landtag unterstrichen, dass «die Zie­
le einer modernen umweltverträglichen 
, Abfallwirtschaft durch die Gemeinden al-
jlein, ohne die zielstrebige, gesetzlich ver-
|ankerte Unterstützung durch den Staat, 
«nicht mehr erreicht werden können». Ein 
| neues Abfallgesetz sei deshalb notwen­
dig, das erlaube, die vielfältigen Anstren­
gungen zum Wohle der Allgemeinheit auf 
die eindeutigen Ziele hin zu koordinieren 
und die aus neuen umweltwissenschaftli­
chen, technischen und wirtschaftlichen 

Erkenntnissen erwachsenden Entwick­
lungen zu fördern. 

Leitbild für Abfallentsorgung 
Die von RegierungschefrStellvertreter 

Dr. Herbert Wille ausgearbeitete und im 
Landtag vertretene Gesetzesvorlage fand 
im Landtagsplenum weitgehende Zustim­
mung. Sie enthält einerseits die Grund­
sätze der künftigen Abfallentsorgung und 
schreibt anderseits ein Leitbild für die 
Abfallentsorgung vor. Im weiteren regelt 
es die Zuständigkeiten bei der Abfallent­
sorgung und verankert die Zusammenar­
beit zwischen den Trägern der Abfallent­
sorgungsanlagen. Ein eigenes Kapitel ist 
den Siedlungsabfällen und den Sonderab­
fällen gewidmet. 

Gemeinden werden entlastet 
Das Gesetz sieht die Abfallbeseitigung 

und Abfallentsorgung als eine gemeinsa­
me Aufgabe von Land und Gemeinden 
an und entlastet die Gemeinden, die für 
die Entsorgung der Siedlungsabfälle ver­
antwortlich sind, bei den Sonderabfällen. 
Die finanziellen Leistungen des Staates 
beim Bau von Anlagen zur Entsorgung 
von Sonderabfällen sollen sich nicht auf 
Subventionen beschränken und nicht di­

rekt mit Gemeindeleistungen gekoppelt 
werden. Dafür schreibt die Vorlage zwin­
gend vor, dass die Gemeinden im Sinne 
des Verursacherprinzips Abfallgebühren 
erheben müssen. Die Tarifbildung soll 
zur Reduktion der Abfallmenge und die 
umweltschonende Verwertung unter­
stützen. 

Verursacherprinzip im Vordergrund 
Wie das Luftreinhaltegesetz stellt auch 

das Gesetz über die Abfallentsorgung das 
Verursacherprinzip in den Mittelpunkt. 
Wer Massnahmen nach diesem Gesetz 
verursacht, hält die Regierung in ihrem 
Bericht an den Landtag fest, soll auch die 
Kosten dafür tragen. Das Verursacher­
prinzip ist heute in der Umweltschutzge-
setzgebung weitgehend überall aner­
kannt. Vor allem um Wettbewerbsverzer­
rungen zu verhindern oder heute beste­
hende Wettbewerbsverfälschungen zu 
korrigieren, müssen die Kosten für die 
Vermeidung oder die Behebung von Um­
weltbelastungen dem Verursacher aufer­
legt werden. Die Allgemeinheit soll nicht 
Kosten tragen müssen, erklärte Regie­
rungschef-Stellvertreter Dr. Herbert Wil­
le, die sich bestimmten Verursachern zu­
rechnen lassen. (G. M.) 

Mode für Frühling 
und Sommer 

Das Wetter will noch nicht ganz 
frühlings- und sommerhafte Formen 
annehmen, doch die Modegeschäfte 
sind bereits für Kundinnen und 
Kunden bereit, die neueste Mode 
zu präsentieren und die entspre­
chende Beratung vorzunehmen. 

Der erwartete Frühling und der 
kommende Sommer wird bunt. Es 
kommen Farben, Lebhaftes wech­
selt mit Fröhlichem ab, Gewagtes 
mit Romantischem, Elegantes mit 
Sportlichem. 

Noch selten war für den Mode­
frühling und den darauf folgenden 
Sommer das Angebot an Mode so 
vielfältig und variantenreich. Ist das 
Ratlosigkeit der Hersteller und Mo­
deschöpfer? Sicher nicht, eher die 
modische Freiheit für Männer und 
Frauen, Spielraum für eigene Ideen 
und Vorlieben zu haben. Aber auch 
eine Herausforderung für eigene 
Ideen, Vorlieben, eine Herausfor­
derung, sich auf das zu besinnen, 
was der eigenen Erscheinung am 
besten entspricht. 

Wir bitten Sie, liebe Leserinnen 
und Leser, in der heutigen Ausgabe 
unsere Modeseiten zu beachten. Im 
redaktionellen Teil wird ein Über­
blick über die neuesten Modetrends 
gegeben, im Inseratenteil machen 
unsere Inserenten auf ihre Angebo­
te aufmerksam. 

Ostermarsch 
Zürich (spk) Am 2. April soll in Bre-

genz der 1. Internationale Bodensee-
Ostermarsch stattfinden. Er  wird von 
rund 40 Organisationen, Parteien und 
Gruppen aus den Bereichen Frieden, 
Umwelt und Menschenrechte unterstützt. 
Es gelte, den Widerstand gegen das Wett­
rüsten, die Zerstörung der Umwelt sowie 
den Abbau sozialer Menschenrechte zu 
verstärken, hiess es an der Presseorientie­
rung vom Donnerstag in Zürich. 

Zwar sind Wünsche, die Schweizer Ar­
mee mit Atomwaffen zu versehen, nicht 
in die Tat umgesetzt worden, doch produ­
ziert das Land Atomabfall auf andere Art 
und Weise. 

A m  Samstag, den 2. April um 14 Uhr 
werden in Bregenz die Marschgruppen 
aus der Schweiz, Deutschland, Liechten­
stein und Österreich erwartet. Um 15.00 
Uhr  soll in «Vierländererde» eine Linde 
gepflanzt werden, gefolgt von verschiede­
nen Ansprachen, einem ökumenischen 
Gottesdienst und einem Polit-Kabarett. 

Recycling der Konservendosen lohnt sich 
Erfolgreiches Pilotprojekt in 180 Schweizer Gemeinden 

Bern (spk) Das Wiederverwerten von 
Konservendosen aus Stahlblech lohnt 
sich. In 180 Deutschschweizer Gemein­
den hat der Verein zur Förderung des 
Recyclings von Konservendosen aus 
Stahlblech (Ferro-Recycling) rund 300 
Container aufgestellt und festgestellt, 
dass die Rücklaufquote genügend hoch 
ist, um eine Wiederverwertung lohnend 
zu machen. 

Schewardnadse 
in Lissabon 

Lissabon (AP) Auf seiner Rückreise 
von Washington nach Moskau hat der 
sowjetische Aussenminister Eduard Sche­
wardnadse am Donnerstag einen vier­
stündigen Zwischenaufenthalt in Lissa­
bon eingelegt. Auf dem Programm stan­
den Gespräche mit dem portugiesischen 
Ministerpräsidenten Anibal Cavaco Silva 
und Aussenminister Joao de Deus Pinhei-
rö, hauptsächlich über die Frage einer 

.Friedenslösung im südlichen Afrika. 

Überdies sei die Rücklaufquote in jenen 
Gemeinden grösser gewesen, wo die 
Konsumenten vernünftig informiert wor­
den seien. Zudem hätten sich 95 Prozent 
des Materials als einwandfrei erwiesen. 

Kleinere Lufltbelastung 
Bei dem Pilotprojekt hat Ferro-Recyc­

ling auch eine Okobilanz gezogen. Zu­
sammen mit dem Bundesamt für Um­
weltschutz (BUS) wurde der Energieauf­
wand besprochen. Dabei hat sich nach 
den Informationen der Ferro-Recycling 
gezeigt, dass sich die Wiederverwertung 
lohnt. Bei einer Stahlblechdose muss bei­
spielsweise 60 Prozent weniger Energie 
aufgebracht werden als bei einer Konser­
vendose aus Eisenerz. Im Vergleich zum 
Eisenerzprodukt sei der Schadstoffaus-
stoss in die Luft bei der Blechdose um 40 
Prozent tiefer, währenddem die Reini­
gung des Materials 3 Prozent mehr Was­
ser erfordert. 

Die Ferro-Recycling will die Wieder­
verwertung der Stahlblechdosen nun auf 
die ganze Schweiz ausdehnen. 


